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Der neue Bericht des Uno-Klimarats

Steilpass für die Klimakonferenz in Glasgow
CHRISTIAN SPEICHER

Im November werden sich die Vertragsstaaten
der Uno-Klimarahmenkonvention in Glasgow zur
26. Klimakonferenz treffen. Erwartet wird, dass
sich die Staatengemeinschaft zu strikteren Mass-
nahmen bekennt, um die Erderwärmung gemäss
den Klimazielen in der vor sechs Jahren beschlosse-
nen Übereinkunft von Paris zu begrenzen.Wenn es
noch eines Weckrufes an die Politik bedurft hätte,
so liefert ihn nun der neue Sachstandsbericht des
Weltklimarats. In der Zusammenfassung für politi-
sche Entscheidungsträger machen dieAutoren des
mittlerweile sechsten IPCC-Berichts deutlich, dass
der Klimawandel keine abstrakte Gefahr ist, die zu-
künftige Generationen betrifft. Der Klimawandel
ist längst im Hier und Heute angekommen und be-
trifft praktisch alle Regionen der Erde.

Völlig neue wissenschaftliche Erkenntnisse
durfte man vom neuen IPCC-Bericht nicht erwar-
ten. Denn seit dem letzten Bericht sind nur acht
Jahre vergangen. Doch die Wissenschaft hat in
dieser Zeit Fortschritte gemacht. Mit einer neuen
Generation von Klimamodellen können die For-
scher heute genauer vorhersagen, wie sich das
Klima entwickeln wird, wenn man strikte, lasche
oder gar keine Massnahmen zur Reduktion der
Treibhausgase trifft. Folglich sind Prognosen, die

vor einigen Jahren noch als unsicher galten, heute
viel wahrscheinlicher. Die Politik kann sich also
nicht mehr der Hoffnung hingeben, auch mit la-
schen Massnahmen einigermassen glimpflich da-
vonzukommen.

Ein besonderesAugenmerk richten dieAutoren
aufWetterextreme.Auch im vorindustriellen Klima
gab es bereits Hitzewellen, sintflutartige Nieder-
schläge oder Dürren, die zu Hungersnöten führten.
Obwohl sich die Erde seither «nur» um 1,1 Grad er-
wärmt hat, haben solche Extremereignisse laut dem
IPCC-Bericht fast überall auf der Welt zugenom-
men. Eine Hitzewelle, die früher einmal in 50 Jah-
ren auftrat, ereignet sich nun alle 10 Jahre. Dabei
wird es nicht bleiben. Bei einer Erwärmung von
2 Grad dürften solche Hitzewellen laut den Pro-
gnosen des IPCC vierzehnmal so häufig sein, sich
also alle 3 bis 4 Jahre wiederholen.

Verändert hat sich seit dem letzten IPCC-Be-
richt auch, dass der Spielraum für die Politik klei-
ner geworden ist. Immer noch werden Jahr für Jahr
weltweit mehr als 30 Milliarden Tonnen CO2 aus-
gestossen. Damit schrumpft das Budget, das der
Menschheit noch zur Verfügung steht, um die in
Paris vereinbarten Klimaziele zu erreichen.

Es ist nicht die Aufgabe desWeltklimarats, dar-
über zu befinden,was politisch möglich ist und was
nicht.Aber man kann aus dem IPCC-Bericht her-

auslesen, dass das in Paris beschlossene 1,5-Grad-
Ziel kaum mehr in Reichweite liegt. Selbst das
nicht ganz so ambitionierte Ziel, die globale Er-
wärmung auf maximal 2 Grad zu beschränken,
stellt für die Staatengemeinschaft eine Herkules-
aufgabe dar.

Wie die Politik auf den IPCC-Bericht reagiert,
bleibt abzuwarten. Doch die Zeiten sind offenbar
vorbei, in denen Wissenschafter übernächtigt vor
die Medien traten, weil sie mit Regierungsvertre-
tern bis zur letzten Minute um jede Formulierung
in der Zusammenfassung für politische Entschei-
dungsträger ringen mussten. Von beteiligten Wis-
senschaftern ist zu hören, die Verhandlungen seien
überaus konstruktiv und sachdienlich verlaufen.
Offenbar hat die Politik erkannt, dass niemandem
damit gedient ist, wenn man die wissenschaftlichen
Erkenntnisse zum Klimawandel inWatte packt.

Daraus sollte man aber nicht den Schluss ziehen,
dass die Klimakonferenz im November in Glasgow
zu einem Selbstläufer wird. Spätestens wenn es ums
Geld geht – und beim Klimaschutz geht es um sehr
viel Geld –, dürfte die jüngst demonstrierte Har-
monie zwischen Politik undWissenschaft aufhören.
Die Klimawissenschafter müssen sich also darauf
einstellen, dass ihr Weckruf zwar von der Politik
gehört wird, aber trotzdem nicht das Ergebnis mit
den kleinsten Klimarisiken zeitigt.

Der neue Fussball-Nationaltrainer Murat Yakin

Eine Lösung aus der Not
BENJAMIN STEFFEN

Es ist eine Situation, mit der vor kurzem noch nie-
mand gerechnet hätte: In den nächsten Länderspie-
lenAnfang September wird das Schweizer Fussball-
nationalteam von Murat Yakin betreut. Vor gut
zwei Wochen stand die Auswahl offiziell noch in
Obhut von Vladimir Petkovic. Doch Petkovic bat
um die Freigabe für den Wechsel nach Bordeaux,
der Schweizerische Fussballverband (SFV) geriet
in Zugzwang.

In Europas Fussball läuft die Phase des Meis-
terschaftsstarts, viele interessante Coachs stehen
unter Vertrag. Mehrere Trainer, die es bestimmt in
den engeren SFV-Kandidatenkreis geschafft hät-
ten, nahmen sich früh aus demRennen:Urs Fischer,
Lucien Favre, Arsène Wenger. So sah die Shortlist
einigermassen überraschend aus – mit Yakin, Ber-
nard Challandes und RenéWeiler.

Am Montag gab der SFV die Verpflichtung
Yakins bekannt, nachdem die Personalie schon
seit Samstag durch die Fussballschweiz gegeistert
war. Es ist ein Hinweis darauf, wie sich das Sys-
tem Yakin manchmal verselbständigt. Diese Indis-
kretion müsste das Vertrauensverhältnis zwischen
Yakin und dem SFV schon geprüft haben, bevor das
Arbeitsverhältnis überhaupt begonnen hat. Yakin

arbeitete ab 2009 an sieben verschiedenen Orten,
zuletzt zum zweitenMal im FC Schaffhausen. Seine
Abschiede liessen oft offene Fragen und böseWorte
zurück. Es hört sich fast wie ein Stereotyp an, wie
Yakin für seineAura und für sein Gespür fürs Spiel
gelobt wird.Aber ähnlich repetitiv geht es um seine
Probleme im Umgang mit Spielern.

Yakin polarisiert nicht nur, er hat auch etwas
Unberechenbares. Zu einem guten Trainer gehört
aber, dass er nicht nur das Spiel liest und versteht,
sondern auch die Spieler – und auch jene Spieler,
die nicht so funktionieren, wie er funktioniert hat,
als kleines Genie am Ball. Zudem ist es nicht so,
dass Yakins Trainertalent bei den letzten Super-
League-Engagements unübersehbar zutage trat.
Beim FC Sion (2018/19) und bei GC gewannYakin
von total 48 Partien nur 15.

Es spricht nicht für den SFV, dass er für seine
A-Auswahl keine überzeugendere Shortlist zu-
sammenbrachte, mit einer 1-a-Lösung, die weniger
offensichtliche Vorbehalte erlaubt hätte. Die Aus-
wahl wirkt phantasielos, ohne Innovationsgeist.Der
Kandidatenkreis Yakin/Challandes/Weiler hätte
ebenso gut dem Evaluationsverfahren eines grös-
seren Super-League-Klubs entstammen können.Es
fragt sich, wie gut der Nationalteam-Direktor Pier-
luigi Tami auf diese Vakanz vorbereitet war.

Yakins Wahl entstand unter Zeitdruck, und sie
ist daher auch eine Lösung aus der Not.AberYakin
braucht keine schlechte Lösung zu sein,weil er den
Mut hat, mit dieser Aufgabe auch zu verlieren. Er
hat diese gewisse Unabhängigkeit, die ihn schon
immer so unerschütterlich wirken liess – was ande-
ren fehlte und ihnen vielleicht zu viel Respekt vor
diesem Job als Nationalcoach brachte.

Denn die Gefahr des Scheiterns ist reell. In der
WM-Qualifikation treffen die Schweizer auf Ita-
lien, erstmals schon am 5. September; und neben
den zehn Gruppenersten erreichen nur weitere
drei europäische Teams die WM 2022.Aber davor
schrecktYakin nicht zurück.Der frühere National-
spieler, EM-Teilnehmer 2004, war ein Vorläufer
dieser heutigen Generation, die sich vieles zutraut.

Darin liegt das grösste Versprechen dieser Kon-
stellation: dass der Trainer und die Führungsspieler
um Granit Xhaka Brüder im Geiste sind. Es ist die
Chance dieser Verbindung. Und die Gefahr: dass
sich die Spieler übergangen fühlen, die Dinge zwei-
mal hinterfragen oder keine kleinenYakins sind.Da-
mit diese Gefahr begrenzt wird, gibt es den National-
team-DirektorTami, der die teaminternen Entwick-
lungen spüren muss.Tami hat dieseTrainerwahl ein-
gefädelt – und steht in der Verantwortung, dass vor
allemYakins Stärken ihreWirkung entfalten.

Umstrittenes Urteil in Basler Vergewaltigungsfall

Prozesse taugen nicht zum medialen Showdown
DANIEL GERNY

«Spiel mit dem Feuer» – so soll eine Basler Ge-
richtspräsidentin das Verhalten einer Frau einge-
ordnet haben, die vor ihrer Vergewaltigung mit
einem anderen Mann auf der Toilette eines Klubs
einvernehmlichen Sex gehabt haben soll. Das
schriftliche Urteil in dieser Sache liegt erst in ei-
nigenWochen vor.Abschliessend einschätzen lässt
sich die Begründung deshalb nicht – zumal nur
wenige Beobachter bei dem Prozess selber anwe-
send waren.

Doch ganz unabhängig davon, wie klug oder un-
klug das Gericht in diesem Fall argumentiert hat:
Die Angriffe, der sich die betroffene Richterin in
den Tagen nach dem Urteilsspruch ausgesetzt sah,
sind gravierend.Hunderte forderten am Sonntag an
einer Demo den Rücktritt der Frau. Zuvor schon
war sie in den den sozialen Netzwerken als beruflich
unfähig und charakterlich ungeeignet beschimpft
worden, obwohl sie den im Detail weiterhin unbe-
kannten Entscheid nicht einmal alleine gefällt hat.
Unter solchen Voraussetzungen wird es schwierig,
unvoreingenommen und unabhängig zu urteilen.

Die Empörungsspirale der letzten Tage ist nur
ein Beispiel für den wachsenden Druck auf die Jus-
tiz. Vor zwei Jahren landete eine Zürcher Richte-

rin mit vollem Namen in den sozialen Netzwerken,
nachdem sie sich in einemFall von Sozialhilfebetrug
für die Härtefallklausel und gegen die Ausschaf-
fung ausgesprochen hatte. Ein Prozess, bei denen
Klimaaktivisten wegen Hausfriedensbruch in einer
Bankfiliale vor Gericht standen,wurde von Sympa-
thisanten kurzerhand zu einerArt Kundgebung für
politische Forderungen umfunktioniert,mit johlen-
denAnhängern wie in einem Sportstadion.

In eine ähnliche Richtung zielte die Kampagne
der SVP, die vor einem Jahr einen Bundesrichter
aus den eigenen Reihen wegen missliebiger Urteile
währendWochen unter Beschuss genommen hatte
und diesem schliesslich dieWiederwahl verweigern
wollte. Auf diese Weise wird aus juristischen Aus-
einandersetzungen ein ständiger Kampf um die
öffentliche Meinung und um den grösstmöglichen
Einfluss auf das Geschehen im Gerichtssaal.

Für Richterinnen und Richter bedeutet dies
eine zusätzliche Belastung. In einer Untersuchung
aus dem Jahr 2009 gaben immerhin 10 Prozent
der befragten Richter an, bei Verfahren, die in den
Medien besonders umstritten sind, intensiv an die
Akzeptanz ihres Urteils in der Öffentlichkeit zu
denken. Vor allem dort, wo Urteile durch Einzel-
richter gefällt werden, wird neben juristischer Be-
schlagenheit Mut immer wichtiger.

Verstärkt wird dieser Effekt durch die Erwar-
tungshaltung der Politik und durch entsprechende
Formulierungen in den Gesetzestexten selber. Die
Durchsetzungsinitiative der SVP war nichts ande-
res als derVersuch, die Strafgerichte an die Kandare
zu nehmen und in eine Richtung zu zwingen. Im
Kampf gegen Raser gab es ähnliche Versuche, den
Ermessensspielraum der Gerichte zu beschränken.

Auch die Debatte über eine Revision des Sexual-
strafrechtes ist von der Hoffnung geprägt, Richter
könnten in Zukunft einfacher hart durchgreifen. Im
Raum steht ein Vorschlag, wonach Sex ohne Zu-
stimmung aller beteiligten Personen automatisch
eine Vergewaltigung sein soll. Tatsächlich muss das
Sexualstrafrecht modernisiert werden. Doch Rich-
terinnen und Richter stehen einer allzu strikten For-
mulierung skeptisch gegenüber. Sie fürchten den
öffentlichen Druck, wenn sich Vergewaltigungen
trotz dem schärferen und scheinbar eindeutigen Ge-
setz auch in Zukunft nicht leichter beweisen lassen.

Mit dem Fall aus Basel und dem Urteil des
Appellationsgerichtes hat die Gesetzesrevision
zwar nichts zu tun. Und doch zeigen die Ereignisse
der letzten Tage, dass Befürchtungen in Bezug auf
noch stärkeren Druck nicht unbegründet sind. Die
Angriffe auf die Basler Richterin sind selbst ein
Spiel mit dem Feuer.

Es ist niemandem
damit gedient, wenn man
die wissenschaftlichen
Erkenntnisse zum Klimawandel
in Watte packt.

Der Kandidatenkreis
hätte ebenso gut
dem Evaluationsverfahren
eines grösseren
Super-League-Klubs
entstammen können.

Es droht ein ständiger Kampf
um die öffentliche Meinung
und um den grösstmöglichen
Einfluss auf das Geschehen
im Gerichtssaal.
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Das amerikanische Federal Reserve System (Fed)
und die Europäische Zentralbank (EZB) haben
jüngst ihre jeweiligen Strategien überarbeitet, um
veränderten Rahmenbedingungen Rechnung zu
tragen. Auch die Schweizerische Nationalbank
(SNB) agiert in einem sich wandelnden Umfeld.
Ihre Strategie stammt aus einer Zeit vor Bilanz-
ausweitung, Mindestkurs und Negativzinsen, und
ihre Stellung war wiederholt Gegenstand politi-
scher Kontroversen – man denke etwa an die Dis-
kussionen um Vollgeld oder Gewinnausschüttun-
gen. Sollte die SNB also den Beispielen von Fed
und EZB folgen? Oder besteht sogar Bedarf an
einer grundsätzlicheren Klärung jenseits von rein
technischen Fragen?

Geldpolitisches Konzept
Das geldpolitische Konzept der SNB umfasst drei
Elemente: Preisstabilität wird als jährliche Inflation
zwischen 0 und 2 Prozent definiert. Die prognos-
tizierte mittelfristige Preisentwicklung dient als
Indikator. Und operativ legt die SNB einen Leit-
zins fest. Diese Elemente haben Fragen aufgewor-
fen. Kritik provoziert etwa das im internationalen
Vergleich tiefe Inflationsziel, weil es bei geldpoli-
tischen Lockerungen rasch zu negativen Zinsen
führt. Ein höheres Inflationsziel könnte dies ver-
meiden, ginge aber mit einem Anstieg der durch-
schnittlichen Preissteigerung einher.Angesichts der
ausgeprägten Schweizer Präferenz für stabile Preise
dürfte dies kaum erwünscht sein.

Eine andere Kritik betrifft die Breite des Ziel-
bands. Das jährliche Intervall von 0 bis 2 Prozent
entspricht z. B. über zwanzig Jahre einem Intervall
von 0 bis 49 Prozent und schafft damit erhebliche
Unsicherheit. Das Fed und neuerdings die EZB
haben sich im Gegensatz dazu auf ein Punktziel
(von 2 Prozent) festgelegt. Natürlich erreichen sie
dieses nicht von Jahr zu Jahr, aber eine exakte Ziel-
setzung ergibt dennoch Sinn – auch wer selten ins
Schwarze trifft, braucht eine Zielscheibe.

Das Fed will zudemAbweichungen vom Zielwert
in den Folgejahren korrigieren, die Inflation also im
Durchschnitt mehrerer Jahre stabilisieren.Dies kann
die Unsicherheit punkto langfristiger Preisentwick-
lung stark verringern und Konjunkturausschläge
wirksamer dämpfen. Doch das Fed hat offengelas-
sen, über welchen Zeitraum es die durchschnittliche
Inflation stabilisieren will, und dies stiftet Verwir-
rung.Zudem weckt das Fed Zweifel an seiner Glaub-
würdigkeit, denn nach einem Überschiessen der In-
flation müsste es gemäss Strategie fallende Preise an-
streben, obwohl es Deflation als gefährlich einstuft.

Erweitertes Mandat
Beim Leitzins fokussierte die SNB früher auf den
Londoner Libor-Satz und später aufgrund von
Zweifeln an dessen Aussagekraft auf den hiesigen
Saron.Als die SNB den Euro-Wechselkurs steuerte,
verlor der Zins die zentrale Bedeutung, die ihm im
geldpolitischen Konzept zukommt. Die Praxis war
somit eklektischer als das geldpolitische Konzept,
welches als Kind der neunziger Jahre insbesondere
das «neu-keynesianische» Modell widerspiegelt.
Dieser formale Rahmen bietet nach wie vor eine
gute Grundlage für die geldpolitischeAnalyse,doch
seine weltweite Popularität in Zentralbankkreisen
belegt nur scheinbar weitgehenden Konsens zwi-
schenTheorie und Praxis.Das Modell operiert zwar
mit ähnlichen Begriffen wie gängige Vorstellungen
von Geldpolitik,doch seineWirkungsmechanismen
haben damit wenig gemein.Früher oder später steht
ohnehin ein Paradigmenwechsel an.

Die SNB legt vielfältig Rechenschaft über ihr
Handeln ab, und ihre Vertreter erklären sich nach
den vierteljährlichen Lagebeurteilungen sowie im
Rahmen anderer Anlässe. Dabei sprechen sie weit-
gehend mit einer Stimme; Informationen über den
Prozess der Meinungsbildung gelangen kaum an
die Öffentlichkeit. Entsprechend intensiv suchen
Beobachter nach Hinweisen zu den Hintergrün-

Nicht nur Fassadenrenovation – eine Strategieüberprüfung inner- und ausserhalb der SNB ist sinnvoll. RAMP / NZZ

Die Nationalbank ist an
vielen Fronten gefordert
Ob Bilanzausweitung, Mindestkurs und Negativzinsen, ob neue digitale Währungen oder
Begehrlichkeit vonseiten der Politik – das Umfeld, in dem die Schweizerische Nationalbank
operiert, wird immer komplexer. Es wäre an der Zeit, strategische Anpassungen vorzunehmen.
Gastkommentar von Dirk Niepelt

Ein Kommunikationsmodus
ähnlich dem des Fed
liesse Raum
für persönliche Meinungs-
äusserungen neben den
offiziellen Verlautbarungen.

den. Jede Äusserung wird auf die Goldwaage ge-
legt, und gelegentliche Kommunikationspannen
schlagen hohe Wellen.

Ein alternativer Kommunikationsmodus ähnlich
dem des Fed liesse Raum für persönliche Meinungs-
äusserungen neben den offiziellenVerlautbarungen.
Dabei würde die Vielfalt der angestellten Über-
legungen offenkundiger,und die Gremienentscheide
liefen weniger Gefahr, als abgehoben empfunden
zu werden.Auch die Erwartungsbildung würde bes-
ser, denn Veränderungen im Tenor der individuel-
len Einschätzungen käme eine Signalfunktion zu.

Die wachsende Aufgabenfülle von Zentral-
banken gibt seit Jahren Anlass zur Diskussion, und
die neuen Strategien von Fed und EZB befeuern
diese. Das Fed nahm die gesellschaftliche Debatte
in den USA auf, indem es nach der Vorbereitung
seiner neuen Strategie im Rahmen von «Fed Lis-

tens»-Anhörungen den «breit abgestützten» und
«inklusiven» Charakter seines Vollbeschäftigungs-
ziels (neben dem Inflationsziel) betonte. Auch die
EZB bereitete ihre Strategieanpassung mit Hea-
rings vor. Den dabei geäusserten Wunsch nach stär-
kerer Berücksichtigung der Klimaproblematik trägt
die EZB-Führung mit, und sie betont, ihr Mandat
erlaube dies oder erfordere es gar, da es um ein zen-
trales Ziel der Europäischen Union gehe.

Diese Interpretation ist fragwürdig. Wirkungs-
seitig sind Geld-, Klima- oder auch Fiskalpolitik
natürlich vielfältig verzahnt, und Zentralbanken
müssen dies im Auge behalten. Ihre Zielsetzun-
gen aber sind traditionell klar abgegrenzt: Zen-
tralbanken sollen als technokratische Institutionen
monetäre Ziele verfolgen. Abweichungen von die-
sem Prinzip bedürfen klarer Vorgaben zum Um-
gang mit Zielkonflikten; eigenmächtige Festlegun-
gen durch die Zentralbank widersprechen der
Rechtsstaatlichkeit.

Doch Politiker sehen es gerne, wenn Techno-
kraten ihnen, den eigentlich Zuständigen, Schüt-
zenhilfe leisten wollen – und in bescheidenem Um-
fang vielleicht sogar können. Dass Mandatsauswei-
tungen immer neue Wünsche nach sich ziehen und
die Rechtssicherheit gefährden, wie das letztjährige
Urteil des deutschen Bundesverfassungsgerichts zu
EZB-Massnahmen zeigt, bleibt unberücksichtigt.
Auch in der Schweiz verliert die Aufgabentren-
nung zwischen SNB, Parlament und Exekutive an
der notwendigen Schärfe. Zwei Themenbereiche,
SNB-Gewinne und elektronisches Zentralbank-
geld, verdeutlichen dies.

Was tun mit Gewinnen?
Gewinnausschüttungen führen den Eignern der
SNB flüssige Mittel zu und reduzieren die zukünfti-
gen Ausschüttungen und damit den Wert der SNB-
Anteile; das Vermögen von Bund und Kantonen
bleibt näherungsweise gleich. Doch viele Politiker
kümmert dies wenig. Sie interessieren sich allein
für den Mittelzufluss, denn er reduziert die ausge-
wiesenen Schulden. So verzerrt diese Perspektive
sein mag, sie entzieht dem politischen Druck auf
die SNB nicht seine Rechtfertigung. Denn die Auf-
gabe der SNB begründet Rückstellungen zu geld-
politischen Zwecken, keine Glättung der an die
Eigner ausgeschütteten Gewinne.

Warner wenden zu Recht ein, wechselnde Aus-
schüttungen in Milliardenhöhe könnten die Aus-
gabendisziplin von Parlamenten überfordern. Doch
lösen müssen dieses Problem die Stimmbürger und
nicht die SNB, etwa mittels eines Ausschüttungs-
fonds, dessen Aktiva nur langsam abgebaut werden
dürfen. Dies würde auch die Glaubwürdigkeit der
SNB stärken; zuletzt litt jene unter dem Eindruck,
SNB und Finanzdepartement feilschten periodisch
unter politischem Druck um die Ausschüttungen.

Auch bei dem in den nächsten Jahren anstehen-
den Entscheid über die Einführung von elektro-
nischem Zentralbankgeld sollten die Verantwort-
lichkeiten klar getrennt werden: Die SNB verant-
wortet die Geldpolitik, aber nicht deren Rahmen-
bedingungen und die monetäre Architektur. Der
Entscheid betrifft Letztere und somit neben der
Geldpolitik viele weitere Aspekte wie die Aufga-
benteilung zwischen Privatsektor und Staat, den
Wettbewerb, implizite Subventionen an Banken,
die «Too big to fail»-Problematik und die Regulie-
rung, die Höhe der Staatseinnahmen oder die inter-
nationale Rolle des Frankens.

Die SNB kann und darf all diese Aspekte nicht
im Alleingang bewerten. Bis jetzt übernimmt sie
jedoch die Meinungsführerschaft in der Schweizer
Diskussion – nicht, weil sie andere Stimmen nicht
zu Wort kommen liesse, sondern weil man die Ein-
schätzung der SNB vielfach übernimmt und es ent-
sprechend wenige dieser Stimmen gibt. Dies muss
sich ändern. Nicht nur die SNB muss sich strikt an
ihr Mandat halten; auch ihre Auftraggeber müssen
ihrer Verantwortung nachkommen.

Strategie und Verantwortung
Daher ist eine Strategieüberprüfung inner- und aus-
serhalb der SNB sinnvoll.Geldpolitisch prüfenswert
sind das Inflationszielband,die Zentralität des Zins-
instruments und die Kommunikation. Die Glaub-
würdigkeit der SNB verbietet ein Auseinanderklaf-
fen von Theorie und Praxis, aber auch allzu häufi-
ges und detailversessenes Feilen an der Strategie,
und sie verlangt Konzentration auf das Wesentliche.
Gleichzeitig sollte die SNB ihre Bindung an den –
gegebenenfalls sich wandelnden – Willen des Ge-
setzgebers betonen. Bei Fragen, die nicht allein in
ihre Zuständigkeit fallen, muss sie klarstellen, dass
sie Partei und nicht Schiedsrichterin ist. Damit die
SNB auch in Zukunft zu den grossen Schweizer Er-
folgsgeschichten zählt,muss sie von Zeit zu Zeit über
die Bücher gehen. Doch alleine kann sie die Verant-
wortung in Geld- und Währungsfragen nicht tragen.

Dirk Niepelt ist Professor an der Universität Bern und
Direktor des Studienzentrums Gerzensee, Stiftung der
SNB. Er leitet das CEPR-Netzwerk Fintech and Digital Cur-
rencies und präsidiert die Schweizerische Gesellschaft für
Volkswirtschaft und Statistik.


